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Die 1-%-Versteuerung von Dienstwagen: Selbst getragene private Maut-, Fähr- und Parkkosten 
mindern den Vorteil nicht

Dürfen Arbeitnehmer ihren Dienstwagen auch für private Zwecke nutzen, versteuern sie diesen 
geldwerten Vorteil häufig nach der sogenannten 1-%-Regelung. Sofern sie sich selbst an den Kosten 
des Dienstwagens beteiligen, können sie diese Zuzahlung häufig von ihrem zu versteuernden Nut-
zungsvorteil abziehen. Eine solche Kostenbeteiligung ist häufig ein Weg, um den Dienstwagen mit 
zusätzlicher Sonderausstattung zu versehen, die der Arbeitgeber selbst nicht bezahlt hätte.
Einschränkend hat der Bundesfinanzhof (BFH) nun aber entschieden, dass selbst getragene Auf-
wendungen des Arbeitnehmers den geldwerten Vorteil nur mindern, wenn diese bei einer (hypothe-
tischen) Kostentragung durch den Arbeitgeber Bestandteil dieses Vorteils und somit von der Abgel-
tungswirkung der 1-%-Regelung erfasst wären.
Geklagt hatte ein Arbeitnehmer, der seinen 1-%-Vorteil um selbst getragene Maut-, Fähr- und Park-
kosten sowie die Absetzung für Abnutzung (AfA) eines privat angeschafften Fahrradträgers für den 
Dienstwagen mindern wollte. Die Maut-, Fähr- und Parkkosten betrafen allesamt private Urlaubsrei-
sen und Privatfahrten. Das Finanzamt versagte die Minderung des geldwerten Vorteils und erhielt 
nun Rückendeckung vom BFH.
Die Bundesrichter wiesen darauf hin, dass Maut-, Fähr- und Parkkosten, die einem Arbeitnehmer auf 
Privatfahrten entstünden, einen eigenständigen geldwerten Vorteil begründeten, wenn sie vom 
Arbeitgeber übernommen würden. Sie wären in diesem Fall nicht vom pauschal ermittelten 
1-%-Vorteil gedeckt. Daraus ergibt sich nach Gerichtsmeinung im Umkehrschluss, dass der geldwer-
te Vorteil des Arbeitnehmers aus der Nutzungsüberlassung des Fahrzeugs nicht gemindert werden 
kann, wenn der Arbeitnehmer diese Aufwendungen selbst trägt. Dies gilt ebenso für die Abschrei-
bung des erworbenen Fahrradträgers.
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Schweizer Pilot ist kein Grenzgänger: Arbeitsort liegt bei Langstreckenflügen im Luftraum außer-
halb Deutschlands

Wer in der Schweiz wohnt und in Deutschland arbeitet, kann unter die Grenzgängerregelung fallen, 
die sich aus dem zwischen den beiden Ländern geschlossenen Doppelbesteuerungsabkommen 
ergibt. In diesem Fall wird der Arbeitslohn in der Schweiz besteuert und in Deutschland wird nur ein 
Lohnsteuerabzug begrenzt auf 4,5 % des Bruttoarbeitslohns (Quellensteuerabzug) vorgenommen.
Ein in der Schweiz ansässiger Pilot, der für ein Luftverkehrsunternehmen in Deutschland tätig war, 
wollte vor dem Bundesfinanzhof (BFH) diese Grenzgängerregelung für sich in Anspruch nehmen - 
legte damit jedoch eine Bruchlandung hin. Der Mann war im internationalen Luftverkehr für Inter-
kontinental- und Langstreckenflüge eingesetzt und war arbeitsvertraglich einem Flughafen in 
Deutschland zugeordnet, von dem aus seine Starts und Landungen erfolgten.
Sein deutscher Arbeitgeber behielt Lohnsteuer und Solidaritätszuschlag von seinem Arbeitslohn ein. 
Der Pilot beantragte beim deutschen Finanzamt die Erstattung dieser Beträge, soweit sie über die 
Quellensteuer von 4,5 % hinausgingen. Er war der Auffassung, dass er ein typischer Grenzgänger sei, 
da er in der Schweiz wohne und im Anschluss an seine internationalen Flugeinsätze in der Regel 
unmittelbar an seinen schweizerischen Wohnort zurückkehre.
Der BFH lehnte eine Erstattung der Abzugsbeträge jedoch ab und urteilte, dass der Pilot mit seinen 
Inlandseinkünften in Deutschland beschränkt steuerpflichtig war. Nach dem Einkommensteuerge-
setz fallen unter die beschränkte Steuerpflicht unter anderem Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit, die an Bord eines im internationalen Luftverkehr eingesetzten Luftfahrzeugs ausgeübt wird, 
das von einem Unternehmen mit Geschäftsleitung im Inland betrieben wird.
Auf eine abweichende Besteuerung aufgrund der Grenzgängerregelung konnte sich der Pilot nicht 
berufen, da er kein Grenzgänger war. Der BFH verwies darauf, dass es hierfür bereits an einem 
abkommensrechtlichen Arbeitsort in Deutschland fehle, da der Pilot seine Arbeit überwiegend an 
Bord der Flugzeuge ausgeübt habe und somit im Luftraum außerhalb Deutschlands tätig gewesen 
sei. Dass er arbeitsrechtlich einem deutschen Flughafen zugeordnet war, spielte nach Gerichtsmei-
nung keine Rolle.
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Hamburgische Zweitwohnungssteuer: Beruflich begründete Zweitwohnung von Ledigen muss 
nicht befreit werden

Um zusätzliche Einnahmequellen zu erschließen, erheben zahlreiche Städte und Gemeinden eine 
Zweitwohnungssteuer auf Zweitwohnungen. Zur Kasse gebeten werden sowohl Eigentümer als 
auch Mieter, die neben ihrer Hauptwohnung eine Zweitwohnung (melderechtlich: Nebenwohnung) 
in der steuererhebenden Kommune unterhalten. Liegt die Zweitwohnung in einer teuren Metropole, 
ist dies für Steuerzahler nachteilig, denn die Zweitwohnungssteuer berechnet sich meist nach der 
Jahreskaltmiete der Wohnung.
Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts müssen verheiratete und eingetragene 
Lebenspartner, die aus beruflichen Gründen eine Zweitwohnung unterhalten, von der Steuer ausge-
nommen werden.
Ein lediger Mann mit beruflich veranlasster Zweitwohnung in Hamburg hat nun vor dem Bundesfi-
nanzhof (BFH) versucht, die Steuerfreistellung auch für sich zu beanspruchen; er argumentierte mit 
einer verfassungswidrigen Ungleichbehandlung gegenüber verheirateten bzw. verpartnerten 
Erwerbstätigen.

Hinweis: Das Hamburgische Zweitwohnungssteuergesetz sieht vor, dass nur beruflich veranlasste 
Zweitwohnungen von verheirateten und eingetragenen Lebenspartnern von der Steuer befreit sind.

Der BFH wies die Beschwerde des Mannes jedoch zurück und sah keinen Verfassungsverstoß. Die 
Bundesrichter verwiesen auf die ständige höchstrichterliche Rechtsprechung, nach der die 
Beschränkung der Steuerbefreiung auf Ehegatten und eingetragene Lebenspartner nicht gegen die 
Verfassung verstößt. Die Begünstigung findet ihren Grund in den bestehenden ehelichen und famili-
ären Bindungen und Verpflichtungen und den Belastungen, die durch das Auseinanderfallen von 
Familienwohnort und Beschäftigungsort bestehen. Ledige können nach Gerichtsmeinung nicht mit 
verheirateten Personen gleichgestellt werden, da ihre familiären Beziehungen zum Ort der Haupt-
wohnung nicht denen in einer Ehe bestehenden Rechtspflichten gleichstehen.
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Sicherheitsgefährdete Arbeitnehmer: Wann Sicherheitsmaßnahmen (nicht) zum steuerpflichtigen 
Arbeitslohn gehören

Sind Arbeitnehmer aufgrund ihrer beruflichen Position in ihrer Sicherheit gefährdet, stellt sich die 
Frage, ob sich die Kosten für Sicherheitsmaßnahmen lohnsteuererhöhend bei ihnen auswirken. Das 
Bundesfinanzministerium hat sich in einem neuen Schreiben nun zur lohnsteuerlichen Behandlung 
entsprechender Kosten geäußert. Hiernach gilt:
Kosten des Arbeitgebers für Leibwächter und Personenschützer führen nicht zu steuerpflichtigem 
Arbeitslohn der konkret zu schützenden Person, weil diese Vorteile im ganz überwiegend eigenbe-
trieblichen Interesse des Arbeitgebers gewährt werden.
Ob Kosten des Arbeitgebers für den Einbau von Sicherheitseinrichtungen in Wohnungen von kon-
kret positionsgefährdeten Arbeitnehmern zu steuerpflichtigem Arbeitslohn führen oder steuerlich 
außen vor bleiben dürfen, entscheidet sich nach dem Maß der bestehenden Gefährdung:
Bei Arbeitnehmern, die durch eine Sicherheitsbehörde in die Gefährdungsstufen 1 bis 3 eingeordnet 
worden sind, ergibt sich durch den Einbau der Sicherheitseinrichtungen in der Regel kein steuer-
pflichtiger Arbeitslohn, weil Vorteile aus dem Einbau im ganz überwiegend eigenbetrieblichen Inter-
esse des Arbeitgebers gewährt werden.
Bei Arbeitnehmern der Gefährdungsstufe 3 (niedrigste Stufe) gilt dies allerdings in der Regel nur bis 
zu einem Betrag von 30.000 EUR (veranlagungszeitraumübergreifender Höchstbetrag). Bei höheren 
Aufwendungen ist nur dann von einem ganz überwiegend eigenbetrieblichen Interesse des Arbeit-
gebers auszugehen, wenn der Einbau der Sicherheitseinrichtungen von der Sicherheitsbehörde 
empfohlen worden ist.
Bei Arbeitnehmern, für die keine konkrete Gefährdungslage vorliegt (keine Gefährdungsstufe), han-
delt es sich bei den Aufwendungen des Arbeitgebers um steuerpflichtigen Arbeitslohn.
Sofern ein Vorteil als lohnsteuerpflichtig eingestuft wird, fließt er dem Arbeitnehmer beim Einbau 
sofort als Arbeitslohn zu.
Hinweis: Eine spätere Änderung der Gefährdungsstufe löst keine steuerlichen Konsequenzen aus - 
es erfolgt also keine Erfassung eines steuerpflichtigen Vorteils nach Herabsetzung der Gefährdungs-
stufe und kein Ansatz von negativem Arbeitslohn bei Heraufsetzung, es sei denn, die Änderung 
erfolgt noch innerhalb des Einbaujahres.
Ersetzt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer Aufwendungen für den Einbau von Sicherheitseinrich-
tungen oder laufende Betriebs- oder Wartungskosten, bleibt dieser Ersatz - bei entsprechender 
Gefährdungslage des Arbeitnehmers - ebenfalls steuerlich außen vor. Dies gilt aber nur dann, wenn 
die Aufwendungen in zeitlicher Nähe zum Einbau oder zu der Zahlung laufender Betriebs- oder 
Wartungskosten ersetzt werden; andernfalls ist der Aufwendungsersatz steuerpflichtiger Arbeits-
lohn.
Trägt ein konkret gefährdeter Arbeitnehmer die Kosten für Sicherheitseinrichtungen selbst (ohne 
Arbeitgebererstattung), kann er diese als Werbungskosten abziehen. Aufwendungen eines nicht 
konkret gefährdeten Arbeitnehmers für Sicherheitseinrichtungen gehören hingegen zu den nicht 
abziehbaren Kosten der privaten Lebensführung.
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Schwarzarbeitsbekämpfung: Finanzkontrolle Schwarzarbeit erhält "kleine Staatsanwaltschaften"

Der Zoll bekämpft mit seiner Einheit "Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS)" die illegale Beschäfti-
gung und den Sozialleistungsbetrug in Deutschland. 2023 wurden von der FKS insgesamt 42.631 
Arbeitgeber überprüft, dabei wurden 101.423 Strafverfahren eingeleitet.
Durch das Gesetz zur Modernisierung und Digitalisierung der Schwarzarbeitsbekämpfung soll die 
FKS nun weiter gestärkt werden. Künftig sollen Sozialleistungsbetrüger, insbesondere unrechtmäßi-
ge Bürgergeldempfänger, schnell und unmittelbar strafrechtliche Konsequenzen durch die FKS 
erfahren. Mit der sogenannten "kleinen Staatsanwaltschaft" bekommt die FKS die Zuständigkeit, bei 
Sozialleistungsbetrug ein Ermittlungsverfahren selbständig durchzuführen und mehr Verfahren zum 
Abschluss zu bringen. Damit kann der Zoll schneller und zielgerichteter vorgehen, zudem werden 
die Landesjustizbehörden entlastet.
Der Gesetzesentwurf soll dafür sorgen, dass die FKS ihren Kernauftrag - die Bekämpfung der 
Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung - besser wahrnehmen kann. Dafür werden die Prüfungs-, 
Ermittlungs- und Ahndungsprozesse vereinfacht und effizienter, moderner und digitaler ausgestal-
tet.
Der Gesetzesentwurf stärkt zudem den Schutz redlicher Unternehmer vor unlauterer Konkurrenz, 
die sich auf Kosten der Gesellschaft und der Fiskalsysteme gesetzeswidrig Wettbewerbsvorteile 
verschafft. Durch stärker risikoorientierte und qualitativ hochwertige Prüfungen sowie erweiterte 
Prüfmöglichkeiten von Arbeitgebern außerhalb des Unternehmenssitzes, unter anderem durch elek-
tronischen Unterlagenzugang, sollen Prüfungen für die Unternehmen künftig erheblich bürokratie-
ärmer werden.
Des weiteren setzt das Gesetz bei der Kriminalitätsbekämpfung durch die FKS an; durch die Teilnah-
me am polizeilichen Informationsverbund und verbesserte Straf- und Bußgeldnormen im Bereich 
der Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung soll die FKS effizient auf Augenhöhe 
mit anderen Ermittlungsbereichen wie Polizei, Zoll- und Steuerfahndung agieren und stärker gegen 
schwere Wirtschaftskriminalität und vor allem organisierte Kriminalität vorgehen können.
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Entfernungspauschale: Wann eine längere Strecke berücksichtigt werden darf

Die Kosten für Fahrten von der Wohnung zur ersten Tätigkeitsstätte können als Werbungskosten in 
Ihrer Einkommensteuererklärung berücksichtigt werden. Hierfür können Sie pro Tag pauschalierte 
Kosten je Entfernungskilometer ansetzen, wobei grundsätzlich die kürzeste Strecke zugrunde zu 
legen ist. Allerdings kann unter bestimmten Umständen auch eine längere Strecke sinnvoll sein. Im 
Streitfall musste das Finanzgericht Niedersachsen (FG) darüber entscheiden, ob die Voraussetzun-
gen für die Berücksichtigungsfähigkeit der längeren Strecke erfüllt waren.
Der Kläger machte in den Einkommensteuererklärungen 2018 und 2019 Kosten für Fahrten 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte geltend und legte dabei eine Strecke von 105 km 
zugrunde. Das Finanzamt berücksichtigte jedoch nur eine Strecke von 84 km. Der Kläger gab an, 
dass er die längere Strecke nutze, weil er bei dieser nach Verlassen der Autobahn nur zwei Ampeln 
passieren müsse, um seine Tätigkeitsstätte zu erreichen. Die kürzere Strecke führe dagegen durch 
das Stadtgebiet mit 17 Ampeln. Auch komme es auf der kürzeren Strecke staubedingt oft zu einem 
erheblichen Zeitverlust.
Des Weiteren führte der Kläger an, dass ihm aufgrund einer Rücken-OP längeres Sitzen nicht mög-
lich sei. Auf der längeren Strecke habe er nach spätestens 30 Minuten Fahrzeit die Möglichkeit, eine 
Pause einzulegen, was bei der kürzeren Strecke nicht möglich sei.
Die Klage vor dem FG war nicht erfolgreich. Das Finanzamt hat zu Recht nur die kürzere Strecke 
berücksichtigt. Grundsätzlich ist für die Entfernungspauschale die kürzeste Strecke maßgeblich. 
Allerdings kann auch eine längere Straßenverbindung verkehrsgünstiger sein, sofern auf ihr die 
Tätigkeitsstätte schneller und pünktlicher erreicht werden kann. Die Vorteilhaftigkeit ist gegeben, 
wenn sich auch ein unvoreingenommener, verständiger Verkehrsteilnehmer unter den gegebenen 
Verkehrsverhältnissen für die Benutzung der längeren Strecke entschieden hätte. Die längere Stre-
cke muss dabei jedoch offensichtlich verkehrsgünstiger sein.
Das Gericht konnte im Urteilsfall nicht feststellen, dass die längere Strecke verkehrsgünstiger war. 
Eine Zeitersparnis war auf der längeren Strecke in der Regel nicht zu erreichen, auch wenn dies ab 
und zu der Fall war. Die höhere Zahl der Ampeln und die erforderliche Fahrt durch die Innenstadt 
sind nicht entscheidend. Auch die gesundheitlichen Argumente konnten nicht überzeugen, zumal 
der Kläger nun aufgrund eines Standortwechsels seines Arbeitgebers einen Großteil der kürzeren 
Strecke nutzt.
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Eintragung von Lohnsteuerfreibeträgen: Wie sich der Nettolohn erhöhen lässt

Arbeitnehmer können ihr Nettogehalt aufbessern, indem sie bei ihrem Finanzamt (FA) einen persön-
lichen Lohnsteuerfreibetrag beantragen. Den Freibetrag erhalten Steuerzahler für voraussichtlich 
anfallende Ausgaben, die sie ansonsten erst später in den jeweiligen Einkommensteuererklärungen 
geltend machen könnten. Durch den Freibetrag müssen sie also nicht bis zum Steuerbescheid 2025 
warten, um eine zu viel gezahlte Lohnsteuer aus 2025 zurückzubekommen. Weil der Arbeitgeber 
den Freibetrag beim Lohnsteuerabzug berücksichtigen muss, wird direkt weniger Lohnsteuer einbe-
halten, so dass das monatliche Nettogehalt steigt.
Die Eintragung eines Freibetrags lohnt insbesondere für Berufstätige, die mit ihren Jobkosten über 
dem Arbeitnehmerpauschbetrag von 1.230 EUR pro Jahr liegen, zum Beispiel mit Kosten für 
Arbeitswege, Arbeit im Homeoffice, berufliche Fort- und Weiterbildung, Gewerkschaftsbeiträge 
oder doppelte Haushaltsführung. Bevor jedoch das FA einen zusätzlichen Freibetrag in die elektroni-
sche Lohnsteuerkarte (ELStAM) einträgt, müssen die Ausgaben mindestens 600 EUR über dem 
Arbeitnehmerpauschbetrag liegen. Bei Ehegatten wird diese Grenze nicht verdoppelt.
Auch bestimmte private Ausgaben helfen, über die 600-EUR-Grenze zu springen. Eltern können 
zum Beispiel ihre zu erwartenden Aufwendungen für die Kinderbetreuung und die Privatschule als 
Freibetrag eintragen lassen. Berücksichtigungsfähig sind auch Unterhaltszahlungen, Spenden, 
Krankheits- und Pflegekosten oder andere Sonderausgaben und außergewöhnliche Belastungen.
Alleinerziehende sollten zudem prüfen, ob sie die Steuerklasse II beantragt haben, damit der Entlas-
tungsbetrag für Alleinerziehende in Höhe von mindestens 4.260 EUR pro Jahr (355 EUR im Monat) 
angerechnet wird. Der Fiskus gewährt den Betrag nicht automatisch, sondern nur über einen Antrag 
auf Lohnsteuer-Ermäßigung oder durch Einreichung einer Einkommensteuererklärung.

Hinweis: Sämtliche persönlichen Freibeträge sowie auch Behinderten- oder Pflegepauschbeträge 
beantragen Arbeitnehmer mit dem "Antrag auf Lohnsteuer-Ermäßigung und zu den Lohnsteuerab-
zugsmerkmalen" am einfachsten online über www.elster.de. Das Formular ist auch zu verwenden, 
wenn jemand die Steuerklasse ändern will.

Wichtig zu wissen: Wer sich einen Lohnsteuerfreibetrag vom FA eintragen lässt, ist für das betref-
fende Steuerjahr in der Regel verpflichtet, später eine Einkommensteuererklärung abzugeben.
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